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Lieferbedingungen 

 

1. Geltung unserer Lieferbedingungen 
 

1.1 Unsere Lieferbedingungen gelten ausschließlich; sie gelten auch für künf-

tige Geschäfte mit dem Vertragspartner, selbst wenn nicht nochmals ge-

sondert vereinbart. Von unseren Lieferbedingungen abweichende Ge-

schäftsbedingungen des Vertragspartners haben keine Gültigkeit. 

 

1.2 Diese Lieferbedingungen gelten, wenn wir Leistungen jedweder Art aus-

führen. Die nachstehenden Lieferbedingungen gelten nur, wenn der Ver-

tragspartner Unternehmer, eine juristische Person des öffentlichen Rechts 

oder öffentlich-rechtliches Sondervermögen ist.  

 

1.3 Änderungen unserer Lieferbedingungen werden dem Vertragspartner 

schriftlich bekanntgegeben. Sie gelten als genehmigt, wenn der Vertrags-

partner nicht innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch er-

hebt. Auf diese Folge werden wir den Vertragspartner bei der Bekanntga-

be besonders hinweisen. 

 

2. Zustandekommen des Vertrages, Hinweispflichten des Vertragspart-

ners, Schriftform, unsere Angebote 
 

2.1 Unsere Angebote sind freibleibend und stellen nur eine Aufforderung an 

den Vertragspartner dar, eine Bestellung zu tätigen. 

 

2.2 Die Bestellung des Vertragspartners ist ein bindendes Angebot zum Ab-

schluss eines Vertrages. Wir können dieses Angebot nach unserer Wahl 

innerhalb von zwei Wochen durch Zusendung einer schriftlichen Auf-

tragsbestätigung annehmen oder dadurch, dass wir innerhalb der Frist für 

den Vertragspartner erkennbar mit der Ausführung der bestellten Leistung 

beginnen, wenn nicht der Vertragspartner eine andere Frist für die An-

nahme seines Angebots bestimmt hat. 

 

2.3 Der Vertragspartner ist verpflichtet, uns Art und Beschaffenheit des Ma-

terials der zu bearbeitenden, insbesondere zu lackierenden oder sonst zu 

beschichtenden, Teile mitzuteilen. 

 

2.4 Besondere Zusagen oder schriftliche Änderungen gegenüber unseren An-

geboten bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform oder unserer 

schriftlichen Bestätigung. Das gilt nicht bei Erklärungen unserer Ge-

schäftsführer und Prokuristen im Rahmen ihrer Vertretungsmacht, für Er-

klärungen von Mitarbeitern, denen wir entgegen dem Vorstehenden Ver-

tretungsmacht erteilt haben und/oder für Mitarbeiter, die trotz des Vorste-

henden mit Anscheins- und/oder Duldungsvollmacht handeln und für 

nach Vertragsschluss getroffene Abreden. Wir weisen ausdrücklich da-

rauf hin, dass unsere Mitarbeiter ohne Einhaltung der vorstehenden 

Bestimmungen nicht zu besonderen Zusagen oder mündlichen Ände-

rungen gegenüber unseren Angeboten berechtigt sind. Schriftform im 
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Sinne des Vorstehenden ist gewahrt auch durch Telefax oder Übersen-

dung per E-Mail, sofern ein unterschriebenes Dokument gemailt wird. 

 

2.5 An sämtlichen Angeboten behalten wir uns das Eigentum und das Urhe-

berrecht nach Maßgabe von Ziff. 20 vor.  

 

3. Preise, Verpackungen 
 

3.1 Sofern sich aus der Auftragsbestätigung nichts anderes ergibt, gelten un-

sere Preise ab Werk ausschließlich Verpackung, Transport, Fracht und 

Montage. Unsere Preise sind Netto-Preise. Die jeweilige gesetzliche Um-

satzsteuer wird gesondert berechnet. 

 

3.2 Uns bleibt vorbehalten, bei Verträgen, bei denen der Zeitraum zwischen 

Vertragsschluss und Liefertermin (Lieferfrist) mehr als 4 Monate beträgt, 

die Preise entsprechend den eingetretenen Kostensteigerungen aufgrund 

von Tarifverträgen oder Materialpreissteigerungen zu erhöhen. 

 

3.3 Verpackungs- und Frachtkosten werden zum Selbstkostenpreis in Rech-

nung gestellt. Leihpaletten o. ä. bleiben unser Eigentum und sind mit der 

nächsten Lieferung in einwandfreiem Zustand zurückzuschicken. Die 

Rückgabe gleichwertiger und gleichartiger Paletten o. ä. ist zulässig. Er-

folgt die Rücksendung nicht binnen eines Monats nach Lieferung, stellen 

wir die Selbstkosten in Rechnung. 

 

3.4 Haben wir die Aufstellung oder Montage übernommen, berechnen wir die 

Kosten dafür gesondert. Auch insoweit gilt unsere Preisliste. Ist dort ein 

Preis nicht bestimmt, berechnen wir die angemessene Vergütung. 

 

4. Rechnungsstellung, Skonto, Anzahlung, Abschlagsrechnungen, Si-

cherungsrechte 

 

4.1 Unsere Forderungen sind unverzüglich, spätestens innerhalb von 30 Ta-

gen nach Rechnungsstellung oder Leistungserbringung ohne Abzug zu 

bezahlen. Eine Vorausleistungspflicht für uns wird dadurch nicht begrün-

det. Ebenso bleiben uns zustehende Zurückbehaltungsrechte und die Ein-

rede des nichterfüllten Vertrages unberührt. 

 

4.2 Sollten wir im Einzelfall abweichend von Ziff. 4.1 die Gewährung von 

Skonto vereinbart haben, so gilt dazu bei Fehlen einer abweichenden Ver-

einbarung was folgt: 

 

 Abschlagsrechnungen sind ohne Abzug von Skonto zu bezahlen. Der ver-

einbarte Skontobetrag wird von Schluss-(End-)Rechnungen abgezogen. 

Die Inanspruchnahme des Skontos setzt voraus, dass sämtliche Ab-

schlagsrechnungen und die Schluss-(End-)Rechnungen innerhalb der ver-

einbarten Skontofrist und vollständig ausgeglichen wurden. Sofern eine 

Zahlung nicht fristgerecht oder nicht in der geschuldeten Höhe erfolgte, 

ist ein Abzug für Skonto insgesamt unzulässig. Skontoabzug hat im Übri-
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gen stets zur Voraussetzung, dass sich der Vertragspartner nicht in Ver-

zug mit anderen unserer Forderungen gegen ihn befindet. 

 

4.3 Sind wir nach dem Inhalt des Vertrags vorleistungspflichtig, sind wir be-

rechtigt, eine Anzahlung von 20 % der Auftragssumme zu verlangen. Ist 

die Auftragssumme nicht bestimmt, tritt an die Stelle der Auftragssumme 

die Höhe der voraussichtlichen Vergütungsforderung. 

 

4.4 Wir können Abschlagszahlungen nach Maßgabe des Nachstehenden ver-

langen. Die Höhe der Abschlagszahlungen richtet sich nach dem Ver-

tragspreis der bislang von uns erbrachten Leistungen. Abschlagszahlun-

gen können wir verlangen für in sich geschlossene Teile der von uns er-

brachten vertragsmäßigen Leistungen sowie für Stoffe oder Bauteile, die 

eigens angefertigt oder angeliefert wurden. Haben wir dem Vertrags-

partner Eigentum an Sachen zu übertragen, kann der Vertragspartner bei 

der Abschlagszahlung die Übertragung des Eigentums unter Eigentums-

vorbehalt nach Maßgabe der nachfolgenden Ziffer 9 verlangen. In dem 

Verlangen der Abschlagszahlung liegt das Angebot der Eigentumsüber-

tragung nach Maßgabe der nachfolgenden Ziffer 9. Solange sich die Sa-

che noch in unserem Besitz befindet, verwahren sie fortan für den Ver-

tragspartner. Zurückbehaltungsrechte zu unseren Gunsten bleiben unbe-

rührt. 

 

4.5 Ist der Vertragspartner Unternehmer eines Bauwerks, einer Außenanlage 

oder eines Teils davon, können wir für von uns nach dem Inhalt des Ver-

trages zu erbringende Vorleistungspflichten einschließlich dazugehöriger 

Nebenforderungen eine Sicherheit verlangen. Sicherheit kann bis zur Hö-

he des voraussichtlichen Vergütungsanspruchs, wie er sich aus dem Ver-

trag oder einem nachträglichen Zusatzauftrag ergibt, sowie wegen Neben-

forderungen verlangt werden; die Nebenforderungen sind mit 10 vom 

Hundert des zu sichernden Vergütungsanspruchs anzusetzen, sofern nicht 

der Vertragspartner eine Nebenforderung in geringerer Höhe oder wir ei-

ne größere Nebenforderung nachweisen. Die Sicherheit ist auch dann als 

ausreichend anzusehen, wenn sich der Sicherungsgeber das Recht vorbe-

hält, sein Versprechen im Falle einer wesentlichen Verschlechterung der 

Vermögensverhältnisse des Vertragspartners mit Wirkung für Vergü-

tungsansprüche zu widerrufen, die wir bei Zugang der Widerrufserklä-

rung noch nicht erbracht haben. Die Sicherheit kann auch durch eine Ga-

rantie oder ein sonstiges Zahlungsversprechen eines im Gebiet der Bun-

desrepublik Deutschland zum Geschäftsbetrieb befugten Kreditinstituts 

oder Kreditversicherers geleistet werden. Das Kreditinstitut oder der Kre-

ditversicherer darf Zahlungen an uns nur leisten, wenn der Vertrags-

partner unseren Vergütungsanspruch anerkannt oder durch vorläufig voll-

streckbares Urteil zur Zahlung der Vergütung verurteilt worden ist und 

die Voraussetzungen vorliegen, unter denen die Zwangsvollstreckung be-

gonnen werden darf. 

 

 Wir werden dem Vertragspartner die üblichen Kosten der Sicherheitsleis-

tung bis zu einem Höchstsatz von 2 vom Hundert für das Jahr erstatten. 
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Dies gilt nicht, soweit eine Sicherheit wegen Einwendungen des Ver-

tragspartners gegen unseren Vergütungsanspruch aufrechterhalten werden 

muss und die Einwendung sich als unbegründet erweist. 

 

 Wir können dem Vertragspartner zur Leistung der Sicherheit eine ange-

messene Frist mit der Erklärung bestimmen, dass wir nach dem Ablauf 

der Frist unsere Leistung verweigern. Leistet der Vertragspartner die Si-

cherheit nicht fristgemäß, können wir ihm eine angemessene Nachfrist 

zur Leistung der Sicherheit mit der Erklärung bestimmen, dass wir den 

Vertrag kündigen, wenn die Sicherheit nicht bis zum Ablauf der Nachfrist 

gestellt wird. Kündigen wir daraufhin den Vertrag, können wir einen der 

geleisteten Arbeit entsprechenden Teil der Vergütung und Ersatz der in 

der Vergütung nicht inbegriffenen Auslagen verlangen. Das gilt auch 

dann, wenn der Vertragspartner in einem zeitlichen Zusammenhang mit 

unserem Sicherungsverlangen kündigt, es sei denn, die Kündigung ist 

nicht erfolgt, um der Stellung der Sicherheit zu entgehen. 

 

 Sicherheit nach den vorstehenden Bestimmungen können wir nicht ver-

langen, wenn der Vertragspartner eine juristische Person des öffentlichen 

Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen ist. 

 

4.6 Anderweitige Rechte oder Ansprüche zu unseren Gunsten kraft Gesetzes 

oder Vereinbarung auf Anzahlung, Vorauszahlung, Abschlagszahlung 

oder Sicherheit bleiben von den Bestimmungen dieser Lieferbedingungen 

unberührt. 

 

5. Zurückbehaltungsrechte, Aufrechnung 

 

5.1 Die Einrede des nichterfüllten Vertrages steht dem Vertragspartner bei 

Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen uneingeschränkt zu. Im Üb-

rigen gilt für Zurückbehaltungsrechte: 

 

 Dem Vertragspartner steht ein Zurückbehaltungsrecht nur zu, wenn und 

soweit die von ihm geltend gemachten Ansprüche unstreitig, rechtskräftig 

festgestellt oder entscheidungsreif sind. Wir sind berechtigt, Zurückbehal-

tungsrechte durch Sicherheitsleistung abzuwenden, die auch durch Bank-

bürgschaft erbracht werden kann; die Sicherheit gilt spätestens dann als 

geleistet, wenn der Vertragspartner mit der Annahme der Sicherheit in 

Annahmeverzug gerät. 

 

5.2 Gegen unsere Forderungen kann der Vertragspartner nur mit unbestritte-

nen, rechtskräftig festgestellten oder entscheidungsreifen Forderungen 

aufrechnen. Die Beschränkung der Aufrechnung nach dieser Ziff. 8.2 gilt 

nicht für solche Forderungen/Ansprüche des Vertragspartners, für die die 

Einrede des nichterfüllten Vertrages (§ 320 Abs. 1 BGB) geltend gemacht 

werden konnte, bevor sie sich in einen Schadensersatzanspruch umge-

wandelt haben.  
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6. Lieferung, Verzögerungen, Teilleistungen, Beschränkung von Scha-

densersatz wegen Verzuges / statt der Leistung, Verzögerung der 

Annahme 
 

6.1 Der voraussichtliche Liefertermin ergibt sich bei Fehlen einer abweichen-

den Vereinbarung aus unserer Auftragsbestätigung.  

 

6.2 Eine vereinbarte Lieferfrist verlängert sich angemessen, wenn der Ver-

tragspartner von ihm zu beschaffende Dokumente, Unterlagen, Materia-

lien o. ä., die für die Auftragsbearbeitung erforderlich sind, nicht rechtzei-

tig beibringt. 

 

6.3 Der Vertragspartner kann uns zwei Wochen nach Überschreitung eines 

unverbindlichen Liefertermins oder einer unverbindlichen Lieferfrist 

schriftlich auffordern, binnen angemessener Frist zu liefern. 

 

6.4 Eine vereinbarte Leistungsfrist verlängert sich um den Zeitraum eines von 

uns nicht zu vertretenden vorübergehenden Hindernisses. Wird uns ein 

solches Leistungshindernis bekannt, werden wir den Vertragspartner un-

verzüglich unterrichten. Dauert die Verzögerung unzumutbar lange, ist 

jeder Vertragsteil berechtigt, vom Vertrage zurückzutreten. Haben wir die 

Gegenleistung bereits erhalten, werden wir sie im Falle des Rücktritts un-

verzüglich erstatten.  

 
6.5 Hat der Vertragspartner Anspruch auf Ersatz eines Verzugsschadens ge-

gen uns, beschränkt sich dieser auf höchstens 20 % des vereinbarten 

Kaufpreises (bzw. der sonstigen vereinbarten Gegenleistung); diese Haf-

tungsbeschränkung gilt nicht, wenn uns Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit 

zu Last fällt, sie gilt ferner nicht für Schadensersatzansprüche des Ver-

tragspartners im Falle der Verletzung des Lebens, des Körpers und/oder 

der Gesundheit sowie für Schadensersatzansprüche des Vertragspartners, 

wenn uns Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zu Last fällt. 

 

 Hat der Vertragspartner Anspruch auf Schadensersatz statt der Leistung 

(etwa infolge Rücktritts nach Ablauf einer gesetzten angemessen Frist o-

der infolge sonstiger Gründe) beschränkt sich der Anspruch auf Scha-

densersatz auf höchstens 40 % des vereinbarten Preises für unsere Leis-

tung; diese Haftungsbeschränkung gilt nicht, wenn uns Vorsatz oder gro-

be Fahrlässigkeit zu Last fällt, sie gilt ferner nicht für Schadensersatzan-

sprüche des Vertragspartners im Falle der Verletzung des Lebens, des 

Körpers und/oder der Gesundheit sowie für Schadensersatzansprüche des 

Vertragspartners, wenn uns Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zu Last 

fällt. 

 
6.6 Wir können angemessene und zumutbare Teillieferungen vornehmen und 

gesondert abrechnen, es sei denn, es ist ein besonderes Interesse des Ver-

tragspartners an einer Gesamtlieferung erkennbar. 
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6.7 Wird nach Vertragsschluss erkennbar, dass unsere Ansprüche infolge 

mangelnder Leistungsfähigkeit des Vertragspartners gefährdet werden, 

können wir Vorkasse/Vorausleistung verlangen, wenn uns der Vertrags-

partner nicht hinreichend Sicherheit leistet. 

 

6.8 Verzögert sich die Lieferung auf Veranlassung unseres Vertragspartners 

oder aus Gründen, die dieser zu vertreten hat, sind wir berechtigt, ein pau-

schales Lagergeld in Höhe von 0,5 % des Netto-Wertes unserer Leistung 

für jede angefangene Woche, höchstens jedoch in Höhe von 5 % des Net-

to-Auftragswerts zu verlangen. Dem Vertragspartner bleibt der Nachweis 

vorbehalten, dass keine oder nur geringere Kosten entstanden sind; das 

pauschale Lagergeld ermäßigt sich dann entsprechend. Uns bleibt der 

Nachweis höherer Kosten oder eines größeren Schadens vorbehalten. 

 

7. Gefahrübergang und Gefahrtragung 
 

7.1 Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechte-

rung geht mit Auslieferung der Ware/Leistung an den Spediteur, den 

Frachtführer oder die sonst zur Ausführung der Versendung bestimmte 

Person oder Anstalt oder bei Transport durch eigene Mitarbeiter bei 

Übergabe an diese und Verlassen unseres Hauses auf den Vertragspartner 

über. Das gilt auch dann, wenn wir die Versendungskosten tragen. 

 

7.2 Ist bei einer von uns zu erbringenden Werkleistung das Werk vor Ab-

nahme infolge eines Umstandes untergegangen, verschlechtert oder un-

ausführbar geworden, der zum Risikobereich des Vertragspartners zuzu-

rechnen ist, ohne dass ein Umstand mitgewirkt hat, den wir zu vertreten 

haben, können wir einen der geleisteten Arbeit entsprechenden Teil der 

Vergütung und Ersatz der in der Vergütung nicht inbegriffenen Auslagen 

verlangen. 

 

 Wird das ganz oder teilweise untergegangene oder verschlechterte Werk 

von uns insoweit neu erstellt, trägt der Vertragspartner unter der vorbe-

zeichneten Voraussetzung die Mehrkosten. 

 

 Weitergehende Ansprüche/Rechte unserseits bei Verschulden des Ver-

tragspartners bleiben unberührt. 

 

7.3 Werden unsere Leistungen mit einer baulichen Anlage unmittelbar ver-

bunden, so dass sie in deren Substanz eingehen, gilt ergänzend was folgt: 

 

 Wird die ganz oder teilweise von uns ausgeführte Leistung vor der Ab-

nahme durch höhere Gewalt, Krieg, Aufruhr oder andere unabwendbare, 

von uns nicht zu vertretende Umstände beschädigt oder zerstört, sind die 

ausgeführten Leistungen nach den Vertragspreisen zu vergüten; zu vergü-

ten sind außerdem die Kosten, die uns bereits entstanden, in den Ver-

tragspreisen des ausgeführten Teils der Leistung jedoch nicht enthalten 

sind. Müssen wir die Leistung in diesen Fällen erneut erbringen, erhöht 

sich die Vergütung um den vorgenannten Betrag. 
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8. Höhere Gewalt, Vorbehalt der Selbstbelieferung 
 

8.1 Fälle höherer Gewalt entbinden uns bis zum Wegfall der höheren Gewalt 

von der Erfüllung unserer Liefer-(Leistungs-)verpflichtungen. Lieferfris-

ten verlängern, Liefertermine verschieben sich für die Dauer der höheren 

Gewalt. Dies gilt nicht, wenn wir das Leistungshindernis zu vertreten ha-

ben. Wir haben die höhere Gewalt allerdings auch dann nicht zu vertreten, 

wenn sie zu einem Zeitpunkt eintritt, in dem wir uns bereits in Verzug be-

finden. Die Unmöglichkeit einer genügenden Versorgung mit Roh- und 

Hilfsstoffen, die Unmöglichkeit der Beschaffung von Transportmitteln, 

Streiks und Aussperrungen sind einem Fall höherer Gewalt gleichgestellt. 

Die ausbleibende oder nicht richtige oder nicht rechtzeitige Belieferung 

durch unsere Lieferanten, steht einem Fall der höheren Gewalt gleichfalls 

gleich, sofern wir die zugrundeliegenden Umstände nicht zu vertreten ha-

ben. Wir werden den Vertragspartner unverzüglich von dem Eintritt der 

höheren Gewalt und der Verlängerung der Lieferfrist oder der Verschie-

bung des Liefertermins unterrichten. 

 

8.2 Dauert das Leistungshindernis nach Ziff. 8.1 länger als sechs Wochen, 

können sowohl wir als auch der Vertragspartner vom Vertrag zurücktre-

ten; der Vertragspartner kann bereits vorher vom Vertrag zurücktreten, 

wenn die spätere Leistung für ihn ohne Interesse wäre. Im Falle des Rück-

tritts werden wir eine Anzahlung o.ä. unverzüglich erstatten. 

 

9. Eigentumsvorbehalt 

 

9.1 Wir behalten uns das Eigentum an sämtlichen von uns zu liefernden Sa-

chen (nachfolgend auch Eigentumsvorbehaltsware) vor, bis alle unsere 

(gegenwärtigen und künftigen) Forderungen gegen den Vertragspartner 

aus der Geschäftsbeziehung beglichen sind. Bei Einstellung in laufende 

Rechnung gilt der Eigentumsvorbehalt für den jeweiligen Saldo und alle 

unsere Ansprüche im Zusammenhang mit dem Kontokorrentverhältnis 

gegen den Vertragspartner. 

 

9.2 Bei vertragswidrigem Verhalten des Vertragspartners, insbesondere bei 

Zahlungsverzug, sind wir nach angemessener Fristsetzung berechtigt, die 

Eigentumsvorbehaltsware zurückzunehmen; der Vertragspartner ist zur 

Herausgabe verpflichtet. In dem Herausgabeverlangen liegt der Rücktritt 

vom Vertrag. Die Fristsetzung nach Satz 1 ist entbehrlich, wenn wir auch 

ohne Fristsetzung zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt sind. 

  

 Der Verwertungserlös aus der Verwertung der Eigentumsvorbehaltsware 

wird nach der Verwertung auf unsere Ansprüche gegen den Vertrags-

partner gutgeschrieben mit dem tatsächlichen Erlös nach Abzug der Ver-

wertungs- und Abnahmekosten. Wir sind zur freihändigen Verwertung 

berechtigt. 
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9.3 Der Vertragspartner ist verpflichtet, unser Eigentum gegen Feuer, Wasser, 

Bruch, Diebstahl und sonstige Schäden zu versichern. Die Ansprüche ge-

gen die Versicherung sind an uns abgetreten. Weist uns der Vertrags-

partner auf Aufforderung nicht nach, dass eine ausreichende Versicherung 

abgeschlossen ist, sind wir berechtigt, den Liefergegenstand auf Kosten 

des Vertragspartners gegen Diebstahl, Bruch, Feuer, Wasser und sonstige 

Schäden zu versichern. 

 

9.4 Bei Pfändungen, Beschlagnahmen oder sonstigen Verfügungen oder Ein-

griffen Dritter hat der Vertragspartner uns unverzüglich zu benachrichti-

gen. Soweit der Dritte nicht in der Lage ist, uns die gerichtlichen oder au-

ßergerichtlichen Kosten einer Klage nach § 771 ZPO oder anderen 

Rechtsbehelfs zur Durchsetzung unseres Eigentums zu erstatten, haftet 

der Vertragspartner für den uns entstehenden Ausfall.  

 

9.5 Der Vertragspartner darf die Ware im ordnungsgemäßen Geschäftsgang 

weiterverarbeiten oder weiterveräußern. Zu anderen Verfügungen ist er 

nicht berechtigt. Er ist weiter nicht berechtigt, mit seinem Abnehmer ein 

Abtretungsverbot oder sonstige die Abtretung erschwerende Vorausset-

zungen (z. B. Zustimmungserfordernisse) zu vereinbaren. Die Verarbei-

tungs- und Verfügungsbefugnis des Vertragspartners erlischt, wenn er uns 

gegenüber in Verzug mit Zahlungsverpflichtungen gerät, in sonstiger gro-

ber Weise gegen die mit uns geschlossenen Verträge verstößt oder in 

Vermögensverfall gerät. Als Vermögensverfall gilt Zahlungseinstellung, 

Überschuldung, Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens, es sei 

denn, dieser ist nicht begründet, Zwangsvollstreckungsmaßnahmen Drit-

ter in die Eigentumsvorbehaltsware und jede sonstige schwerwiegende 

Veränderung der Vermögensverhältnisse des Vertragspartners, die zu ei-

ner Gefährdung unserer Sicherheit führen kann. 

 

9.6 Die Verarbeitung oder Umbildung der Eigentumsvorbehaltsware durch 

den Vertragspartner wird für uns vorgenommen. Bei gemeinsamer Verar-

beitung für mehrere Lieferanten steht uns das Miteigentum an der neuen 

Sache im Verhältnis des Wertes unserer Sache(n) zu den anderen verar-

beiteten Gegenständen zur Zeit der Verarbeitung zu.  

 

Wird die Eigentumsvorbehaltsware mit anderen, uns nicht gehörenden 

Gegenständen untrennbar verbunden oder vermischt, so erwerben wir das 

Miteigentum an der neuen Sache im Verhältnis des Wertes des Lieferge-

genstandes zu den anderen verbundenen oder vermischten Gegenständen 

zum Zeitpunkt der Verbindung oder Vermischung. Erfolgt die Verbin-

dung oder Vermischung in der Weise, dass die Sache des Vertragspart-

ners als Hauptsache anzusehen ist, übereignet uns der Vertragspartner be-

reits jetzt einen Miteigentumsanteil an der Hauptsache in dem Verhältnis, 

in dem der Wert unserer Sache zum Wert der Hauptsache steht. Der Ver-

tragspartner verwahrt das Miteigentum für uns.  

 



- 9 - 

- 10 - 

Für die durch die Verarbeitung oder Verbindung oder Vermischung ent-

stehenden Sachen gilt im Übrigen das gleiche wie für die Eigentumsvor-

behaltsware. 

 

9.7.1 Der Vertragspartner tritt uns bereits jetzt alle Forderungen ab, die ihm aus 

der Weiterveräußerung der Eigentumsvorbehaltsware erwachsen. 

 

 Für die Abtretung gilt:  

 

a) Erfolgt die Veräußerung nach Verarbeitung, Verbindung oder Vermi-

schung, tritt der Vertragspartner uns bereits jetzt einen unserem Miteigen-

tumsanteil an der veräußerten Sache entsprechenden Teil der aus der Wei-

terveräußerung erwachsenden Forderungen ab, wenn durch die Verarbei-

tung, Verbindung oder Vermischung Miteigentum entstanden ist.  

 

b) Erfolgt die Veräußerung zusammen mit im Eigentum Dritter stehenden 

Gegenstände, ohne dass ersichtlich ist, welcher Teil der Forderung aus 

der Weiterveräußerung auf unsere Eigentumsvorbehaltsware entfällt, tritt 

der Vertragspartner bereits jetzt einen Teil der aus der Weiterveräußerung 

erwachsenden Forderung ab, wie er dem Verhältnis des Wertes unserer 

Eigentumsvorbehaltsware zu dem Wert im Eigentum Dritter stehender 

Gegenstände entspricht.  

 

c) Für den Fall, dass die nach den vorstehenden Bestimmungen der gesam-

ten Ziffer 9.7.1 abgetretene Forderung aus der Weiterveräußerung zum 

Zeitpunkt des Entstehens der abgetretenen Forderung nicht bestimmt ist, 

tritt uns der Vertragspartner bereits jetzt die Forderungen aus der Weiter-

veräußerung in der Höhe unseres Faktura-Endbetrages (Bruttoverkaufs-

preis der jeweiligen Eigentumsvorbehaltsware) ab. 

 

9.7.2 Der Vertragspartner tritt uns bereits jetzt die Forderungen ab, die ihm 

durch die Verbindung der Eigentumsvorbehaltsware mit einem Grund-

stück oder einer anderen als Hauptsache anzusehenden Sache gegen einen 

Dritten erwachsen. Das gilt unabhängig davon, ob die Verbindung durch 

den Vertragspartner oder einen Dritten erfolgt. Ebenso tritt uns der Ver-

tragspartner bereits jetzt Ansprüche aus § 8 Abs. 3 Nr. 3 VOB/B ab, die 

infolge des Einbaus unserer Eigentumsvorbehaltsware entstehen. 
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9.7.3 Der Vertragspartner tritt uns bereits jetzt Entschädigungsforderungen ge-

gen Kreditversicherer ab, wenn und soweit Versicherungsschutz für die 

an uns abgetretene oder nach den vorstehenden Bestimmungen abzutre-

tende Forderung besteht. Der Vertragspartner tritt uns bereits jetzt die 

Forderungen ab, die ihm aus dem Verkauf der an uns abgetretenen Forde-

rungen an ein Factoring-Unternehmen erwachsen. Unbeschadet der sa-

chenrechtlichen Wirksamkeit der vorstehenden Abtretung an uns ist dem 

Vertragspartner die Abtretung der im Rahmen des verlängerten Eigen-

tumsvorbehalts an uns abgetretenen Forderungen nur im Rahmen eines 

echten Factoring möglich und gestattet (d. h. wenn der Factor das Risiko 

der Zahlungsfähigkeit des Schuldners der Forderung übernimmt). 

 

9.7.4 Vereinbart der Vertragspartner mit seinem Abnehmer bzw. dem sonstigen 

Dritten (z. B. dem Kreditversicherer, der Factoring-Bank etc.) ein Konto-

korrentverhältnis, in das die aus der Weiterveräußerung (Verbindung mit 

einem Grundstück/einer anderen Sache als Hauptsache) herrührende For-

derung bzw. die Forderung gegen den Kreditversicherer / Factor einge-

stellt wird, tritt der Vertragspartner uns bereits jetzt den Saldo aus dem 

Kontokorrent (sowohl den abstrakten als auch den kausalen) in der Höhe 

der Forderung aus der Weiterveräußerung (Verbindung mit einem Grund-

stück/einer anderen Sache als Hauptsache), insbesondere den Anspruch 

auf den Schlußsaldo bei Beendigung des Kontokorrents ab; in den Fällen 

der Ziff.9.7.3 wird der genannte Saldo in Höhe der nach Ziff. 9.7.3 abge-

tretenen Forderung abgetreten. 

 

9.7.5 Für den Fall, dass dem Vertragspartner Ansprüche auf Rückgewähr gegen 

seinen Abnehmer zustehen, wird vereinbart was folgt: 

 

a) Der Vertragspartner tritt uns bereits jetzt jegliche Ansprüche auf Rück-

gewähr der Eigentumsvorbehaltsware gleich aus welchem Rechtsgrund 

(ungerechtfertigte Bereicherung, vertragliche Rückgewähransprüche, 

etc.), insbesondere Ansprüche auf Herausgabe oder Rückgabe der Eigen-

tumsvorbehaltsware ab. Mit abgetreten sind Ansprüche auf die Nutzungen 

wegen der Eigentumsvorbehaltsware gegen den Abnehmer sowie An-

sprüche auf Schadensersatz oder Wertersatz für die Eigentumsvorbe-

haltsware. 

 

b) Wir sind uns mit dem Vertragspartner bereits jetzt einig darüber, dass das 

Eigentum an der Eigentumsvorbehaltsware auf uns übergeht, wenn die 

Sache dem Vertragspartner zurückgewährt wird. Die Übergabe wird 

dadurch ersetzt, dass der Vertragspartner die Sache fortan wieder unent-

geltlich für uns verwahrt. Jegliche Ansprüche gegen Dritte auf Herausga-

be hinsichtlich der Eigentumsvorbehaltsware werden hierdurch gleichfalls 

bereits jetzt an uns abgetreten. Für diese Eigentumsvorbehaltsware gelten 

wiederum die Bestimmungen dieser Ziff. 9. 

 

9.7.6 Der Vertragspartner ist zur Einziehung der abgetretenen Forderun-

gen/Ansprüche im ordnungsgemäßen Geschäftsgang ermächtigt. Die Ein-

ziehungsbefugnis des Vertragspartners erlischt in den in Ziff. 9.5 genann-
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ten Fällen. Unsere Befugnis, die Forderung/Ansprüche selbst einziehen, 

bleibt hiervon unberührt; jedoch verpflichten wir uns, die Forderung nicht 

einzuziehen, solange der Vertragspartner seinen Zahlungsverpflichtungen 

ordnungsgemäß nachkommt und nicht in Zahlungsverzug ist. Gerät der 

Vertragspartner in Zahlungsverzug, ist er verpflichtet, uns die abgetrete-

nen Forderungen/Ansprüche und deren Schuldner bekannt zu geben, alle 

zum Einzug erforderlichen Angaben zu machen, die dazugehörigen Un-

terlagen auszuhändigen und den Schuldnern dieser Forderun-

gen/Ansprüche die Abtretung mitzuteilen. Wir werden die Abtretung an 

uns gegenüber Dritten erst dann bekannt geben (bzw. den Vertragspartner 

erst dann zur Bekanntgabe auffordern) und die Forderungen/Ansprüche 

erst dann einziehen, wenn wir dem Vertragspartner vorher fruchtlos eine 

Nachfrist von wenigstens einer Woche gesetzt haben, sofern nicht die so-

fortige Offenlegung / Einziehung tunlich ist. 

  

9.8 Wir verpflichten uns, auf Verlangen des Vertragspartners die uns nach 

diesen Lieferbedingungen zustehenden Sicherheiten nach unserer Wahl 

insoweit freizugeben, als ihr realisierbarer Wert die zu sichernde Gesamt-

forderung um mehr als 20 % übersteigt. 

 

10. Pfandrecht 
 

 Wegen unserer Forderungen erwerben wir ein Pfandrecht an den in unse-

ren Besitz gelangten Sachen. Das Pfandrecht sichert sämtliche Forderun-

gen, die wir gegen den Vertragspartner haben. Auf Verlangen des Ver-

tragspartners werden wir die dem Pfandrecht unterliegenden Sachen nach 

unserer Wahl freigeben, wenn der realisierbare Wert der uns zustehenden 

Sicherheiten die zu sichernde Gesamtforderung um mehr als 20 % über-

steigt. 

 

11. Sicherungsübereignung 
 

11.1 Wir sind uns mit dem Vertragspartner bereits jetzt über den Erwerb des 

Eigentums durch uns an sämtlichen Sachen des Vertragspartners einig, 

die uns der Vertragspartner zum Zwecke der Vertragserfüllung übergibt 

(steht dem Vertragspartner an den Sachen lediglich ein Anwartschafts-

recht zu, sind wir uns bereits jetzt über den Übergang des Anwartschafts-

rechts auf uns mit dem Vertragspartner einig). Die Einigung ist auflösend 

bedingt durch die Erfüllung sämtlicher unserer Forderungen gegen den 

Vertragspartner aus der Geschäftsverbindung. Wir werden die Sachen für 

den Vertragspartner verwahren, solange sie sich nach dem Inhalt des Ver-

trages in unserem Besitz befinden.  

 

 Die sicherungsübereigneten Sachen dienen zur Sicherheit unserer Forde-

rungen gegen den Vertragspartner aus der Geschäftsverbindung.  

 

11.2 Die Sachen bleiben auch nach ihrer Herausgabe an den Vertragspartner 

oder auf seine Weisung an einen Dritten unser Eigentum. Für dieses Ei-

gentum gelten die Regelungen für die von uns unter Eigentumsvorbehalt 



- 12 - 

- 13 - 

gelieferten Sachen nach Ziff. 9 entsprechend; keine Anwendung finden 

allerdings die Ziff. 9.3 und 9.4.  

 

12. Montage 
 

 Sind wir nach dem erteilten Auftrag (Ziff. 2) zur Montage verpflichtet, 

gilt was folgt: 

 

 

 Vor Montagebeginn sind wir über bestehende spezielle Sicherheitsvor-

schriften zu unterrichten, soweit diese für das Montagepersonal von Be-

deutung sind. Der Vertragspartner ist auf seine Kosten zur technischen 

Hilfeleistung verpflichtet, insbesondere zur Bereitstellung der notwendi-

gen geeigneten Hilfskräfte, der Vornahme aller notwendigen Vor- und 

Nebenarbeiten, insbesondere aller Bau-, und Gerüstarbeiten einschließlich 

Beschaffung der notwendigen Baustoffe, Bereitstellung der erforderlichen 

Vorrichtungen und schweren Werkzeuge, Bereitstellung von Heizung, 

Belüftung, Betriebskraft, Wasser, einschließlich der erforderlichen An-

schlüsse. Die technische Hilfestellung des Bestellers muß gewährleisten, 

dass die Montage unverzüglich nach Ankunft des Montagepersonals be-

gonnen werden kann. 

 

13. Abnahme 
 

 Ist unsere Leistung abzunehmen (§ 640 BGB), gilt was folgt: 

 

Unsere Leistung gilt spätestens als abgenommen, eine Woche nachdem 

der Vertragspartner die Leistung (oder einen Teil bei der Teilabnahme) in 

Benutzung genommen hat oder zwei Wochen nach schriftlicher Mittei-

lung über die Fertigstellung der Leistung, wenn nicht der Vertragspartner 

vorher der Abnahme widerspricht oder einen gemeinsamen Abnahmeter-

min verlangt. Wir sind verpflichtet, auf diese Folge nach Fertigstellung 

besonders hinzuweisen. Sonstige Bestimmungen/Regelungen über kon-

kludente oder fiktive Abnahmen bleiben unberührt. 

 

14. Kündigung durch den Vertragspartner 
 

Lehnt der Vertragspartner die Erfüllung des Vertrages endgültig ab (ins-

besondere in Fällen des § 648 S. 1 BGB), sind wir unbeschadet sonstiger 

Ansprüche berechtigt, ohne Nachweis zum Ausgleich unserer Kosten ei-

nen Pauschalbetrag von 40 % der vertraglich bestimmten Auftragssumme 

zu verlangen. Ist eine Auftragssumme nicht bestimmt, so tritt an die Stelle 

der Auftragssumme die zu erwartende Vergütungsforderung. Dem Ver-

tragspartner bleibt der Nachweis offen, dass keine oder nur wesentlich ge-

ringere Kosten oder Schäden entstanden sind; der Pauschalbetrag redu-

ziert sich dann entsprechend. 
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15. Unsere Leistung, Änderungsvorbehalt 

 

15.1 Unsere Leistungen unterliegen hinsichtlich ihrer Farben und Oberflächen 

handelsüblichen Schwankungen. Geringfügige Abweichungen gegenüber 

Katalogen, Mustern oder zwischen den jeweiligen Leistungen selbst sind 

üblich. Insbesondere bei der manuellen Lackierung kann es zu einer leich-

ten Wolkenbildung, bei Metalliclackierungen zu einem Hell-Dunkel-Flop 

kommen. Wir weisen darauf hin, dass ein vollständiger Oberflächen-

schutz bei konstruktiv bedingten Schwachpunkten nicht möglich ist (z. B. 

bei Überlappungen, Bördelungen, nicht korrekt geschweißten Schweiß-

nähten, nicht erreichbare Innenhohlräume). Abhängig von der Beschich-

tung des Materialuntergrundes kann es zu Verlaufsstörungen oder sonsti-

gen Beeinträchtigungen der Lackierung oder sonstigen Beschaffenheit 

kommen (z. B. Zinkdruckguss, feuerverzinkte Bauteile, Rostnarben, ver-

zunderte Oberflächen, Zunderschichten an geläserten Bauteilen). 

 

15.2 Der Vertragspartner ist verpflichtet, uns Art und Beschaffenheit des Ma-

terials der zu bearbeitenden, insbesondere zu lackierenden oder sonst zu 

beschichtenden, Teile mitzuteilen (Ziff. 2.3). Unterbleibt der Hinweis, 

gehen wir davon aus, dass es sich um ohne Einschränkung zu bearbeiten-

des/zu lackierendes oder zu beschichtendes Material handelt. Wenn ab-

weichende Anforderungen an die Bearbeitung (Lackierung, Beschich-

tung) für uns erkennbar sind, insbesondere durch Prägestempel, werden 

wir den Vertragspartner darauf jedoch hinweisen und – sofern möglich – 

eine geänderte Bearbeitung vorschlagen; entstehen durch eine solche Ab-

weichung Mehrkosten, gehen diese zu Lasten des Vertragspartners. Auf 

Wunsch führen wir auf besondere Anordnung des Vertragspartner Mate-

rialprüfungen auf seine Kosten durch. 

 

15.3 Insbesondere schlagwortartige Bezeichnungen, die Bezugnahme auf all-

gemein anerkannte Normen, die Verwendung von Waren- oder Gütezei-

chen oder die Vorlage von Mustern oder Proben begründen für sich allein 

nicht die Übernahme einer Garantie oder Zusicherung.  

 

15.4 Kleinere Änderungen bleiben uns vorbehalten, wenn dafür eine zwingen-

de Notwendigkeit oder ein erhebliches Interesse unsererseits besteht und 

die Änderungen für den Vertragspartner zumutbar sind. Kleinere Ände-

rungen sind nur solche Änderungen, die weder den Wert noch die Quali-

tät unserer Leistung spürbar negativ beeinflussen, noch relevanten Ein-

fluss auf den Gesamteindruck haben (z. B. Materialänderungen an nicht 

sichtbaren Teilen, minimale Maßänderungen, etc.). Eine zwingende Not-

wendigkeit für diese Änderungen besteht, wenn wir anderenfalls unsere 

Leistungen nicht ausführen können (z. B. weil einer unserer Lieferanten 

Materialänderungen vorgenommen hat; weil bestimmte Flächen nicht er-

reichbar sind); ein erhebliches Interesse für uns besteht, wenn die Erbrin-

gung der ursprünglich vereinbarten Leistung unter Berücksichtigung des 

Umfangs der Änderungen und dem berechtigten Interesse des Vertrags-

partners mit einem unverhältnismäßigen Aufwand verbunden wäre. Eine 

Änderung ist für den Vertragspartner unzumutbar, wenn der Vertrags-
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partner ein berechtigtes Interesse an der ursprünglich vereinbarten Leis-

tung hat (z. B. geringfügige Maßänderungen, wenn dadurch die Leistung 

für den Vertragspartner nicht mehr verwendbar ist); eine Änderung der 

Beweislast zu Lasten des Vertragspartners ist mit dieser Definition nicht 

verbunden. Eigenschaften, die wir zugesichert haben, werden von dem 

Änderungsvorbehalt nicht erfasst.  

 

16. Mängelrügen und –anzeigen 

 

 Ist der Vertragspartner Kaufmann, gilt für Warenlieferungen und 

Werklieferungsverträge § 377 HGB (§ 381 HGB). Hinsichtlich der Män-

gelrügen gelten Ziff. 16.3 und Ziff. 16.4 ergänzend. 

 

 Für alle anderen Fälle sowie dann, wenn die §§ 377, 381 HGB kein An-

wendung finden (z. B. bei Werkverträgen) gilt was folgt: 

 

16.1 Offensichtliche Mängel sind uns innerhalb von zwei Wochen seit Liefe-

rung/Fertigstellung unserer Leistung anzuzeigen. Erkannte Mängel sind 

uns innerhalb von zwei Wochen anzuzeigen. Unterbleibt die Anzeige, gilt 

unsere Leistung als genehmigt. Das gilt nicht, wenn uns hinsichtlich eines 

Mangels Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. Schadensersatz-

ansprüche des Vertragspartners im Falle der Verletzung des Lebens, des 

Körpers und/oder der Gesundheit sowie Schadensersatzansprüche des 

Vertragspartners, wenn uns Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last 

fällt, werden durch die Nichteinhaltung dieser Anzeigenobliegenheit nicht 

berührt. 

 

16.2 Soweit es im Rahmen eines ordnungsgemäßen Geschäftsgangs tunlich ist, 

hat der Vertragspartner unsere Leistung zu untersuchen und festgestellte 

Mängel uns innerhalb von zwei Wochen anzuzeigen. Wird die Anzeige 

unterlassen, so gilt unsere Leistung als genehmigt. Wird die Untersu-

chung unterlassen, gilt unsere Leistung als genehmigt, es sei denn, es 

handelt sich um einen Mangel, der bei einer Untersuchung nicht erkenn-

bar gewesen wäre. Das gilt nicht, wenn uns hinsichtlich eines Mangels 

Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. Schadensersatzansprüche 

des Vertragspartners im Falle der Verletzung des Lebens, des Körpers 

und/oder der Gesundheit sowie Schadensersatzansprüche des Vertrags-

partners, wenn uns Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt, wer-

den durch die Nichteinhaltung dieser Anzeigenobliegenheit nicht berührt. 

 

16.3 Die Anzeige (Ziff. 16.1, 16.2) sowie Mängelrügen nach § 377 HGB ha-

ben schriftlich (wobei Textform genügt) zu erfolgen. Zur Wahrung der 

Frist genügt die rechtzeitige Absendung, wenn uns die Anzeige / Mängel-

rüge zugeht. 

 

16.4 Jegliche Bearbeitung einer Mängelanzeige/Mängelrüge durch uns, insbe-

sondere die Untersuchung der Ware nach Rücksendung durch den Ver-

tragspartner bedeutet in keinem Falle einen Verzicht auf die Einhaltung 
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der Obliegenheit zur Mängelanzeige/Mängelrüge durch den Vertrags-

partner. 

 

17. Ansprüche wegen Mängeln (Gewährleistung) 

 

17.1 Wir leisten Gewähr, dass unsere Leistungen frei von Sach- oder Rechts-

mängeln sind. 

 

 Maßstab für die Vertragsgemäßheit unserer Leistungen ist die jeweilige 

vertragliche Beschreibung der Leistungen und ihres Einsatzzwecks in 

dem Vertrag, den wir mit dem Vertragspartner geschlossen haben. Unwe-

sentliche Änderungen der Leistungen im Hinblick auf Farbe, Form, 

Schichtdicke, Konstruktion und sonstige Ausgestaltung, der in der Be-

schreibung angegebenen Werte sowie sonstige unwesentliche Änderun-

gen sind vom Vertragspartner zu akzeptieren, sofern sie zumutbar sind 

oder es sich um handelsübliche Mengen-, Qualitäts- oder Ausführungsto-

leranzen handelt. 

 

17.2 Soweit wir im Einzelfall nach der vertraglichen Vereinbarung gebrauchte 

Produkte liefern, ist die Gewährleistung ausgeschlossen, soweit im Ein-

zelfall nichts Abweichendes vereinbart ist. Dieser Gewährleistungsaus-

schluss gilt nicht (,) 

 

a) wenn und soweit uns hinsichtlich eines Mangels Vorsatz oder grobe Fahr-

lässigkeit zur Last fällt, 

 

b) für Schadensersatzansprüche des Vertragspartners, wenn uns Vorsatz oder 

grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt und/oder 

 

c) für Schadensersatzansprüche des Vertragspartners im Falle der Verlet-

zung des Lebens, des Körpers und/oder der Gesundheit.  

 

17.3 Im Falle eines Mangels sind wir nach unserer Wahl zur Beseitigung des 

Mangels oder zur Lieferung einer mangelfreien Sache berechtigt (Nacher-

füllung). Wir sind im Falle der Nacherfüllung verpflichtet, alle zum Zwe-

cke der Nacherfüllung erforderlichen Aufwendungen, insbesondere 

Transport-, Wege-, Arbeits- und Materialkosten zu tragen, soweit sich 

diese nicht unverhältnismäßig dadurch erhöhen, dass die Ware an einen 

anderen Ort als den Erfüllungsort verbracht wurde. Gesetzliche Bestim-

mungen, die eine Ablehnung/Verweigerung der Nacherfüllung durch uns 

zulassen, bleiben unberührt.  

 

Bei Fehlschlagen der Nacherfüllung kann der Vertragspartner mindern 

(die Vergütung herabsetzen) oder, wenn nicht eine Bauleistung Gegen-

stand des Vertrags ist, nach seiner Wahl vom Vertrag zurücktreten; das 

Rücktrittsrecht besteht nicht, wenn  

 

a) die Pflichtverletzung (also der Mangel) unerheblich ist; 
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b) der Vertragspartner für den Umstand, der ihn zum Rücktritt berech-

tigen würde allein oder weit überwiegend verantwortlich ist oder 

 

c) der von uns nicht zu vertretende Umstand zu einer Zeit eintritt, zu 

welcher der Vertragspartner in Annahmeverzug ist. 

 

 Vom Vertragspartner beanstandete Teile sind erst auf unsere Anforderung 

und, soweit erforderlich, in guter Verpackung und unter Beifügung eines 

Packzettels mit Angabe der Auftragsnummer an uns zurückzusenden. Auf 

Verlangen leisten wir für die Kosten der Versendung Vorschuss. 

 

17.4 Wir können die Nacherfüllung ablehnen, wenn sie nur mit unverhältnis-

mäßig hohen Kosten möglich ist. Das ist insbesondere der Fall, wenn 

 

- die mit der Beseitigung des Mangels verbundenen Aufwendungen 

voraussichtlich den Betrag von 100 % des Marktwertes unserer 

Leistung übersteigen; 

- im Falle der Nachlieferung die Kosten der Ersatzbeschaffung durch 

uns  

 den Betrag von 150 % des Marktwertes der Sache übersteigen. 

 

Die sonstigen gesetzlichen Rechte des Vertragspartners (Minderung, 

Rücktritt, Schadensersatz, Ersatz vergeblicher Aufwendungen) bleiben 

davon unberührt. 

 

17.5 Soweit das Gesetz nicht zwingend etwas anderes vorsieht, ist der Ver-

tragspartner verpflichtet, uns zunächst schriftlich eine angemessene Frist 

zur Nacherfüllung zu setzen, bevor er andere Gewährleistungsrechte gel-

tend machen kann. Uns ist in der Regel eine Frist von mindestens zwei 

Wochen zur Nacherfüllung einzuräumen; das gilt nicht, wenn im Einzel-

fall vertraglich eine andere Frist vereinbart wird oder eine kürzere Frist 

zwingend erforderlich ist, z. B. in dringenden Fällen, in denen unverhält-

nismäßig große Schäden drohen. Erfolgt die Nacherfüllung innerhalb die-

ser Frist nicht, ist der Vertragspartner berechtigt, die gesetzlichen Rechte 

geltend zu machen, insbesondere vom Vertrag zurückzutreten, Minderung 

zu verlangen oder – unter den Voraussetzungen der nachfolgenden Ziffer 

18, – Schadensersatz zu verlangen. Einer Fristsetzung bedarf es nicht, 

wenn die Nacherfüllung fehlgeschlagen ist. 

 

17.6 Die Verjährungsfrist für Ansprüche wegen Sachmängeln (Gewährleis-

tung) beträgt 12 Monate seit Ablieferung der Sache oder soweit erforder-

lich, der Abnahme. Das gilt nicht:  

 

a) bei Kaufverträgen über Bauwerke und über Sachen, die entspre-

chend ihrer üblichen Verwendungsweise für ein Bauwerk verwen-

det worden sind und dessen Mangelhaftigkeit verursacht haben; 
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b) bei Werkverträgen über Bauwerke und Werke, deren Erfolg in der 

Erbringung von Planungs- oder Überwachungsleistungen dafür be-

steht; 

 

c) wenn uns hinsichtlich des Mangels Vorsatz oder grobe Fahrlässig-

keit zur Last fällt; 

 

d) für Schadensersatzansprüche des Vertragspartners, wenn uns Vor-

satz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt und / oder 

 

e) für Schadensersatzansprüche des Vertragspartners im Falle der Ver-

letzung des Lebens, des Körpers und/oder der Gesundheit. 

 

Für ausgeführte Nacherfüllungsarbeiten oder gelieferte Ersatzteile besteht 

eine Gewährleistung nur bis zum Ablauf der Verjährungsfrist für die ur-

sprüngliche Lieferung, sofern nicht durch die Nacherfüllung die Verjäh-

rung neu begonnen hat oder gehemmt wurde. 

 

17.7 Eine Selbstvornahme nach § 637 BGB ist in allen Fällen nur zulässig, 

wenn wir uns in Verzug befinden und den Mangel trotz Fristsetzung nicht 

innerhalb angemessener Frist beseitigen. 

 

17.8 Die in den §§ 478, 479 BGB genannten Rechte des Vertragspartners blei-

ben mit Ausnahme des Anspruchs auf Schadensersatz von den Bestim-

mungen dieser Lieferbedingungen unberührt, wenn er von seinem Ab-

nehmer zu Recht in Anspruch genommen wird, der letzte Abnehmer in 

der Lieferkette ein Verbraucher ist und der Mangel bereits beim Übergang 

der Gefahr von uns auf den Vertragspartner vorhanden war. 

 

18. Schadensersatz 

 

18.1 Unsere Haftung auf Schadensersatz ist, soweit es dabei auf Verschulden 

oder Vertretenmüssen ankommt, nach Maßgabe des Nachstehenden be-

schränkt. Wir haften auf Schadensersatz aus verschuldensabhängiger Haf-

tung bzw. Haftung, die von Vertretenmüssen abhängig ist, gleich aus wel-

chem Rechtsgrund, nur(,) 

 

a) wenn wir, unsere gesetzlichen Vertreter oder unsere Erfüllungsge-

hilfen vorsätzlich oder grob fahrlässig gehandelt haben,  

 

b) wenn wir Garantien abgegeben haben, für die Erfüllung dieser Ga-

rantien im vereinbarten Umfange,  

 

c) im Falle der Verletzung des Lebens, des Körpers und/oder der Ge-

sundheit,  

 

d) bei der einfach fahrlässigen Verletzung vertragswesentlicher Pflich-

ten. Vertragswesentliche Pflichten im Sinne dieser Allgemeinen 

Geschäftsbedingungen sind Pflichten, deren Erfüllung die ord-
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nungsgemäße Durchführung des Vertrages überhaupt erst ermög-

licht und auf deren Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig ver-

trauen darf. Bei der einfach fahrlässigen Verletzung vertragswesent-

licher Pflichten ist unsere Schadenersatzhaftung der Höhe nach be-

grenzt auf den Ersatz des vorhersehbaren und des vertragstypischen 

Schadens. Für Schadensersatzansprüche des Vertragspartners we-

gen Verzuges und Schadensersatzansprüche des Vertragspartners 

statt der Leistung gilt die Haftungsbegrenzung nach Ziff. 6.5. 

 

 Eine Beweislastumkehr zum Nachteil des Vertragspartners ist mit den 

Buchstaben a) bis d) nicht verbunden. 

 

18.2 Die vorstehenden Regelungen gelten entsprechend für Ansprüche auf Er-

satz vergeblicher Aufwendungen (§ 284 BGB). 

 

18.3 Die Haftungsbeschränkungen dieser Ziffer 18 gelten entsprechend für die 

Haftung unserer Mitarbeiter, leitenden Angestellten und Organe. 

 

18.4 Weitergehende gesetzliche oder vertragliche Haftungsbeschränkungen 

oder weitergehende Haftungsbeschränkungen in diesen Lieferbedingun-

gen bleiben unberührt. 

 

19. Unberechtigte Mängelanzeigen 
 

 Die Kosten, die durch die Anzeige von Mängeln durch den Vertrags-

partner entstehen (Kosten für Untersuchung der Sache/Leistung, Reise-

kosten, Arbeitskosten etc.) sind uns vom Vertragspartner zu erstatten, 

wenn kein von uns zu vertretender Mangel feststellbar ist und dem Ver-

tragspartner ein grobes Verschulden zur Last fällt. Sind keine Preise ver-

einbart, gelten übliche und angemessene Preise (§ 632 BGB). Weiterge-

hende Ansprüche wegen Verschuldens des Vertragspartners bleiben unbe-

rührt. 

 

20. Schutzrechte, Geheimhaltung 
 

20.1 Wir behalten uns an sämtlichen Mustern, Modellen, Zeichnungen, Kos-

tenvoranschlägen, Angeboten, Kalkulationen und ähnlichen Informatio-

nen körperlicher oder unkörperlicher Art – auch in elektronischer Form – 

Eigentums- und Urheberrechte vor. Derartige Informationen dürfen Drit-

ten nicht zugänglich gemacht werden. Erhält der Vertragspartner im Zu-

sammenhang mit der Vertragsanbahnung derartige Informationen, ist er 

zur kostenfreien Rücksendung an uns verpflichtet, wenn der Vertrag nicht 

zustande kommt. Dasselbe gilt nach Beendigung des Vertrages, wenn 

nicht die Überlassung dieser Unterlagen zu unserer Leistungspflicht ge-

hört. 

 

20.2 Der Vertragspartner ist verpflichtet, sämtliche Informationen, die von uns 

ausdrücklich als vertraulich bezeichnet werden oder deren Geheimhal-
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tungsbedürftigkeit sich aus den Umständen ergibt, nur mit unserer aus-

drücklichen Zustimmung Dritten zugänglich zu machen. 

 

20.3 Außerdem sind vom Vertragspartner geheim zu halten die Bedingungen 

der Bestellung sowie sämtliche ihm für diesen Zweck zur Verfügung ge-

stellten Informationen und Unterlagen sowie unser Knowhow, das dem 

Vertragspartner im Zusammenhang mit dem Vertrag bekannt wird.  

 

20.4 Die Geheimhaltungsverpflichtung dieser Allgemeinen Geschäftsbedin-

gung gilt nicht für solche Informationen, die dem Vertragspartner bekannt 

oder allgemeinkundig sind oder, ohne Verstoß gegen eine Vertraulich-

keitsvereinbarung zu unserem Schutz durch den Vertragspartner bekannt 

werden.  

 

21. Schlussbestimmungen 
 

21.1 Es gilt deutsches Recht. Deutsches materielles und formelles Recht ist 

auch dann anwendbar, wenn das deutsche Recht die Anwendbarkeit aus-

ländischen Rechts vorsieht. Die Anwendung des UN-Kaufrechts ist aus-

geschlossen. 

 

21.2 Ist der Vertragspartner Kaufmann, so ist ausschließlicher Gerichtsstand 

Lage (Lippe, Deutschland). Ist der Vertragspartner nicht Kaufmann, so 

gilt: Gerichtsstand ist Lage (Lippe, Deutschland), wenn der Vertrag mit 

dem Vertragspartner schriftlich geschlossen ist und der Vertragspartner 

keinen Gerichtsstand im Inland hat oder nach Vertragsschluss seinen 

Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthaltsort aus dem Gebiet der 

Bundesrepublik Deutschland verlegt oder sein Wohnsitz oder sein ge-

wöhnlicher Aufenthaltsort zum Zeitpunkt der Klageerhebung nicht be-

kannt sind. 


